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Endspurt für die Unterschriftensammlung 
Wir bitten Sie, liebe Stimmbür-
gerinnen und Stimmbürger, uns 
mit Ihrer Unterschrift für ein 
Casino-Verbot zu unterstützen, 
falls Sie es noch nicht getan 
haben, und Ihren Bekannten-
kreis zu motivieren, es Ihnen 
gleichzutun. Bis zum 20. Okto-
ber müssen wir die von den 
Gemeinden kontrollierten 
Unterschriftenbogen bei der 
Regierung abgeben. Das bedeu-
tet, dass die Listen bis spätes-
tens 14. Oktober bei uns eintref-
fen müssen. Falls Sie noch leere 
Unterschriftenlisten benötigen, 
können Sie diese unter 
www.volksmeinung.li herunter-
laden. Oder rufen Sie uns 
einfach unter 781 44 62 an, 
dann schicken wir sie Ihnen zu. 

Was ist das Ziel der Regierung? 
Die zuständige Wirtschaftsmi-
nisterin – und wohl auch die 
Regierung – meint, dass wir mit 
unserer Initiative über das Ziel 
hinausschiessen. Und wir 
fragen: Was ist denn das Ziel 
der Regierung? Sind der Regie-
rung die Interessen fremder 
Investoren wichtiger als das 
Wohl der Einwohnerinnen und 
Einwohner? Nimmt sie das 
Schicksal Süchtiger und ihrer 
Familien weniger ernst als den 
Profit der Casinos, der mit dem 
Namen unseres Landes und des 
Fürstenhauses generiert wird? 

Wer nur ans Geld denkt, 
vergisst die Verantwortung 
für die Mitmenschen. 

Wohlstand ohne Casinos. Wir 
haben Wohlstand ohne Casi-
nos geschaffen und rühmen 
uns, eines der besten Ausbil-
dungssysteme der Welt zu 
haben. Andererseits wird uns 
und unseren Kindern nicht 
mehr zugetraut, dass wir fähig 
sind, auch in schwierigen 
Zeiten Lösungen für unser 
Land zu finden, so wie es 
unsere Väter und Grossväter 
taten. Wie viel Vertrauen hat 
unsere Regierung in die Men-
schen, die für unser Land 
einstehen? Offenbar weniger 
als in die Casino-Verantwortli-
chen. 

Falsche Illusionen. Decken wir 
die Illusionen auf: Casinos 

haben die Gewinnoptimierung 
in ihrer DNA, da nützt kein 
Drehen an Stellschrauben und 
kein Lobpreisen über Regulie-
rungen, deren Überprüfung 
fraglich ist. Casinos passen 
nicht zu unserer Lebensart und 
belasten uns mehr als sie 
nützen. Wir brauchen sie nicht! 

Wenn Sie sich intensiver mit 
der Materie befassen wollen, 
empfehlen wir Ihnen unsere 
Webseite. Dort finden Sie breit 
gefächerte Beiträge und 
 Antworten auf viele Fragen.  
Wir danken für Ihre Unter -
stützung.  

Eine Stellungnahme  
der IG Volksmeinung

Thema Strom 
Am Schluss des Regierungs-
berichtes zur Stromversor-
gung Liechtensteins wird ein
Fazit über die Tabelle auf
Seite 74/75 mit dem Titel 
«Übersicht der Potentiale zur 
Erhöhung der Stromeigenver-
sorgung» gezogen. In Spalte 4 
sind einzelne Energieträger 
für die Stromproduktionen 
aufgelistet. 

Ein Vergleich ist nicht 
möglich, weil mit völlig un-
gleichen spezifischen Anga-
ben eine Zusammenfassung
strukturiert wird. Beim Erd-
gas wird mit Kosten von  
80 bis 100 Millionen Franken
gerechnet. Wie hoch die 
Gestehungskosten für Strom 
und Wärme wären, sowohl für 
Leistung und Energie, wird
nicht angegeben. 

Bei der Wasserkraft des 
Rheins geht es um 120 Millio-
nen Franken pro Staustufe.
Mit wie viel Energie gerechnet 
wurde, ist nicht ausgewiesen. 
Bei der allgemeinen Wasser-
kraftnutzung rechnet man mit
12 bis 20 Rappen pro Kilo-
wattstunde. 

Das gilt auch für die Anga-
ben zur Windnutzung und 
Fotovoltaik. Beim Wind kostet
eine Million installierte Leis-
tung rund eine Million Fran-
ken. Bei der Fotovoltaik geht
es um 8 bis 12 Rappen pro
Kilowattstunde.  

Die grundlegenden Zu-
sammenhänge von Leistung, 
Arbeit, Investitionen und
Stromgestehungspreisen 
wurden nicht transparent
gemacht. Jedenfalls lässt sich
aus der vorgelegten Tabelle
kein Fazit ableiten. 

Derzeit wird der Schwei-
zer Politik das Fotovoltaik -
projekt Gondosolar oberhalb 
der Ortschaft Gondo, Wallis, 
mit einer Fläche von rund
100 000 m2 vorgestellt. Es 
geht um eine hochalpine
Freiflächen-Solaranlage. Die 
Machbarkeitsstudie zeigt auf,
dass Gondosolar ökologisch, 
technisch und ökonomisch
realisierbar ist. Das Projekt
würde zielgenau in das Mal-
bun, entlang dem Sessellift 
Sareiserjoch bis zur Bergsta -
tion, passen und unsere
Kraftwerksleistung erhöhen.  

Hans Frommelt 
Gapont 8, Triesen 

Regierung vertritt
die Interessen der 
Casinobetreiber
Mit einem taktischen Griff in
die Trickkiste will die Regie-
rung der Initiative «Casino-
Verbot» den Wind aus den 
Segeln nehmen. Das Morato-
rium bis 2025 löst das Pro-
blem aber nicht. Die Spiel-
sucht zerstört weiterhin
Existenzen, bringt Leid in 
Familien und zwingt Gemein-
den, z. B. in der Schweiz, 
Spielsüchtige, die inzwischen
zu Sozialfällen geworden 
sind, mit Steuergeldern zu 
unterstützen. Die Steuerzah-
lenden gleichen also aus, was 
die Casinos an den Zocken-
den verdienen. Natürlich 
weiss ich auch, dass nicht alle 

unterstützt werden müssen. 
Mit den Ungesperrten aus der 
Schweiz haben die Casinos 
schon viel Geld eingenom-
men und das wird weiter so 
gehen, sagte doch Sabine
Monauni an der Pressekonfe-
renz vom 5. Oktober, es brau-
che Zeit für die Sperrlisten. 

Wir können davon ausge-
hen, dass Monaunis folgende 
Aussagen der Ansicht der 
ganzen Regierung entspre-
chen: «Wir sollten Casinos als
solche nicht verteufeln, sie 
sind ein relevanter 
Wirtschaftsfaktor, generieren
Arbeitsplätze und Einnahmen 
für den Staat.» Weiters meinte
sie: «Ein komplettes Spielver-
bot ist nicht zielführend.» Und 
ob es das ist! Ein «Casino-Ver-
bot» ist sehr zielführend,
während die Regierungslösung 
das Problem nur in die Zu-
kunft verlagert. Weiterhin 
verursachen Casinos soziale 
Probleme und weiterhin gibt 
es noch keine Sperrlisten für
Schweizerinnen und Schwei-
zer. Bald werden wir acht
Casinos haben. Ab 2025, wenn
das Moratorium abläuft, 
können weitere Casinolizen-
zen vergeben werden. Also 
Casino-Initiative unterschrei-
ben und Ja stimmen. 

Helen Marxer 
Floraweg 19, Vaduz 

Zur Stellungnahme 
des Stiftungsrats  
des Landesspitals
Austritt von Dr. Robert Vogt, 
Chefarzt für Orthopädie und 
Unfallchirurgie (es geschieht
nichts ohne Grund): Gut für
den Stiftungsrat, die Spital -
leitung und die weiteren
Bereichsleitungen des Lan-
desspitals, dass ihnen das 
Organisationsreglement des 
Spitals verbietet, über die 
wahren Gründe, die zum 
Austritt von Dr. Vogt geführt 
haben, Auskunft zu erteilen. 
So kommt nie «Licht ins 
Dunkel» und es kann im
Stillen getrost weiter «ge-
wurstelt» werden. Wichtig ist
ja nur, dass der Steuerzahler 
jederzeit zur Kasse gebeten 
werden kann. 

Wolfgang Risch 
An der Halde 40, Triesen

Leserbriefe

Leserbriefe

Die Leserbrief-Rubrik dient der
Meinungsäusserung unserer
Leserinnen und Leser zu The-
men von allgemeinem Interes-
se. Der Autor bzw. die Autorin 
muss mit dem Vornamen und
Namen sowie der genauen 
Anschrift genannt sein. Die 
Länge eines Leserbriefs darf  
2000 Zeichen (inkl. Leer -
zeichen) nicht übersteigen. Die 
Redaktion  behält es sich vor, zu 
lange Leserbriefe abzulehnen. 
Zurückgewiesen werden Leser-
briefe auch dann, wenn sie 
 persönlichkeitsverletzende Äus-
serungen enthalten. Vervielfäl-
tigte Briefe, Rundschreiben und 
Zuschriften mit diffamierendem 
Inhalt werden nicht abgedruckt.

Gemeinde Planken ehrt Vereinsjubilare
Die Gemeinde Planken ehrte
anlässlich einer kleinen Feier
die verdienten Vereinsmitglie-
der 2022. Gemeindevorsteher 
Rainer Beck gratulierte den Ju-
bilarinnen und dem Jubilar zur 
langjährigen Vereinszugehö-
rigkeit und wies in seiner An-

sprache auf die besondere Be-
deutung des Vereinslebens für 
die Gesellschaft hin. In Zeiten 
des Internets und der sozialen 
Medien seien funktionierende
Vereine wichtig, um der dro-
henden Anonymisierung der
Bevölkerung entgegenzuwir-

ken. Zudem stellte die Corona-
pandemie die Vereine vor  
grosse Herausforderungen
und es sei sehr erfreulich, dass
zwischenzeitlich wieder Nor-
malität ins Vereinsleben zu-
rückgekehrt ist. Er dankte den
Vereinsmitgliedern für ihre 

langjährige Vereinstreue und 
überreichte ein Geschenk der
Gemeinde. Für die zukünftige
Vereinstätigkeit wünschte der 
Gemeindevorsteher den Jubi-
larinnen und dem Jubilar
weiterhin viel Freude und Er-
füllung. (pd)

Gemeindevorsteher 
Rainer Beck, Franzis-
ka Kuster (20 Jahre
Turnverein), Sabine 
Lind (25 Jahre Turn-
verein) und Andreas 
Jehle (20 Jahre  
Freiwillige Feuerwehr, 
v. l.).  Bild: pd

Parteienbühne

Auch die Politik kann aus Fehlern lernen
Im Dezember 2014 hatte der
Landtag das Angebot einer 
kostenlosen Erwachsenenbe-
ratung ab 25 Jahren gegen den
Widerstand der Freien Liste
komplett aufgehoben und nur 
noch gewissen Randgruppen
zuerkannt. Wer dieser Gruppe 
nicht angehörte, musste sich 
entweder an eine private
Beratungsstelle oder an eine
kantonale Berufsberatungs-
stelle in der Schweiz wenden. 
Beides war für die Ratsuchen-
den mit erheblichen Kosten 
verbunden, viele konnten sich 
eine Laufbahnberatung nicht
mehr leisten. Im Amt für 
Berufsbildung und Berufsbera-
tung selbst war der Nutzen 
dieser Sparmassnahme frag-
lich und das Einsparpotenzial 
vernachlässigbar. In Anbe-
tracht der Herausforderungen

einer sich schnell verändern-
den Arbeitswelt ist eine profes-
sionelle Unterstützung durch
eine neutrale Beratungsstelle 
bei beruflichen Fragen rund
um Aus- und Weiterbildung 
alles andere als ein Luxus. 
Doch nicht nur die Arbeitswelt 
ändert sich, auch der Mensch
selbst macht eine Entwicklung 
durch. Dies führt dazu, dass die
eigene berufliche Situation im 
Laufe eines langen Arbeitsle-
bens immer wieder hinterfragt
wird oder hinterfragt werden
muss. Bildung ist Liechten-
steins einzige Ressource und
diesem Umstand sollte durch
entsprechende Begleitmass-
nahmen Rechnung getragen 
werden. Eine professionelle 
Beratung in Laufbahnfragen ist 
in Zeiten von beruflichen
Umbrüchen, prekären Arbeits-

verhältnissen oder persönli-
chen Veränderungen eine sehr
sinnvolle Massnahme. Der
Landtag hat diese Argumente
in seiner Oktobersitzung
anerkannt und einer Rückkehr 
zur kostenlosen Beratung für 
alle in erster Lesung einhellig 
zugestimmt. Somit hat er unter
Beweis gestellt, dass er bereit
ist, einmal gefällte Entscheide
auch rückgängig zu machen, 
falls sie sich im Rückblick als
falsch herausstellen. Anderes 
Beispiel: Im April 2016 hatte
der Landtag ebenfalls gegen 
den Widerstand der Freien 
Liste das Geldspielgesetz
derart angepasst, dass es allein
den privaten Investoren über-
lassen wurde, ob sie unter den 
neuen gesetzlichen Rahmen -
bedingungen eine Spielbank 
eröffnen wollen oder nicht. Im 

Rückblick gesehen zweifellos
ein Fehlentscheid. Doch anstatt
umgehend klare Anpassungen 
vorzunehmen, ziert sich die 
Politik seit Jahren, gegen die
Casinoflut vorzugehen. Nun 
haben engagierte Bürgerinnen 
und Bürger den Weg einer 
Verfassungsinitiative einge-
schlagen und sind dabei, die 
nötigen Unterschriften zu 
sammeln. Und wie reagiert die 
Politik? Die Regierung legt dem
Landtag parallel dazu einen 
Bericht und Antrag vor, wel-
ches ein Bewilligungsmoratori-
um für neue Casinos bis Ende 
2025 vorsieht und dazu viele
schwammige Versprechungen 
macht. Leadership schaut
anders aus. 

Eine Stellungnahme der  
Fraktion der Freien Liste
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